Spreng 2.3

Dritte Verordnung zum Sprengstoffgesetz (3. SprengV)
Vom 23. Juni 1978 (BGBI. | S. 783)
zuletzt geandert durch das Gesetz vom 25. Juli 2013 (BGBI. | Nr. 43, S. 2749)
in Kraft getreten am 1. August 2013

Auf Grund des 8§ 25 Nr. 1 und 5 in Verbindung mit § 39 Abs. 2 Satz 1 des Sprengstoffgesetzes vom
13. September 1976 (BGBI. | S. 2737) wird vom Bundesminister fir Arbeit und Sozialordnung im Einvernehmen
mit dem Bundesminister des Innern,

auf Grund des § 29 Nr. 2 Buchstaben a und c des Sprengstoffgesetzes wird vom Bundesminister des Innern,

auf Grund des § 4 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit 8 39 Abs. 1 Satz 1 des Sprengstoffgesetzes wird vom Bun-
desminister des Innern im Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Wirtschaft und dem Bundesminister flir
Arbeit und Sozialordnung

mit Zustimmung des Bundesrates verordnet:

§1
Anzeige

(1) Soll mit explosionsgefahrlichen Stoffen gesprengt werden, hat die nach § 19 Abs. 1 Nr. 1 oder, im nichtge-
werblichen Bereich, die nach § 28 Satz 1 in Verbindung mit 8 19 Abs. 1 Nr. 1 des Sprengstoffgesetzes verant-
wortliche Person dies der zustédndigen Behdrde schriftlich in doppelter Ausfertigung oder elektronisch anzuzei-
gen, und zwar

1. mindestens vier Wochen vor Beginn der Sprengungen, wenn mehrere gleichartige Sprengungen innerhalb
einer Betriebsstatte oder zur Durchfiihrung eines Vorhabens vorgenommen werden sollen, und

2. mindestens eine Woche vor jeder sonstigen Sprengung.

(2) In der Anzeige sind anzugeben

1. Ort, Tag und Zeitpunkt der Sprengung; bei mehreren Sprengungen der Zeitraum, in dem sie vorgenommen
werden sollen, und

2. Name und Anschrift der fir die Sprengung verantwortlichen Personen sowie Nummer und Datum der Er-
laubnis nach § 7 oder § 27 des Sprengstoffgesetzes und des Befahigungsscheins nach § 20 des Spreng-
stoffgesetzes und die Behorden, die die Erlaubnis und den Beféhigungsschein erteilt haben.

Ihr sind als Unterlagen beizufiigen
1. eine Beschreibung, aus der hervorgeht
a) Art, Verfahren und Umfang der Sprengungen

b) Art und Héchstmenge der je Sprengung zu verwendenden Sprengstoffe und Zindmittel, bei Verwen-
dung von Sprengzeitziindern der Héchstmenge der Sprengstoffe je Zindzeitstufe,

c) die Entfernung der Sprengstellen von besonders schutzbedurftigen Gebauden und Anlagen, insbeson-
dere Krankenhausern, Schulen, Alten- und Kinderheimen, Sportanlagen und Spielplatzen in einem Um-
kreis von mindestens 1 000 Metern,

d) die SicherungsmalRnahmen, insbesondere die Deckungsrdume fir Beschéftigte, AbsperrmalRnahmen
an Verkehrswegen sowie Vorkehrungen zum Schutz benachbarter Wohn- und Arbeitsstatten gegen
Steinflug, Erschitterungen, Sprengschwaden und Larm, und

2. ein mafstablicher Lageplan, aus dem ersichtlich sind
a) die Sprengstellen einschlieBlich ihrer voraussehbaren Lageveranderungen,

b) die Entfernung der Sprengstellen von Verkehrswegen, Wohn- und Arbeitsstatten sowie Einrichtungen
der o6ffentlichen Versorgung in einem Umkreis von mindestens 300 Metern.
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Der Anzeige nach Absatz 1 Nr. 2 braucht ein Lageplan nicht beigefiigt zu werden, wenn in der Anzeige die Ent-
fernung der Sprengstelle von den nachstgelegenen Verkehrswegen, Wohn- und Arbeitsstatten und Einrichtun-
gen der 6ffentlichen Versorgung angegeben ist.

§2
Anderungsanzeige

Sind nach der Erstattung der Anzeige Veranderungen gegentber dem Inhalt der Anzeige oder der Unterlagen
eingetreten oder vorgesehen worden, hat der nach § 1 Abs. 1 Anzeigepflichtige dies der zustandigen Behdrde
unverziglich schriftlich in doppelter Ausfertigung oder elektronisch anzuzeigen. Ist mit einer Veranderung eine
erhdhte Gefahr verbunden, so dirfen die fir die Sprengung verantwortlichen Personen erst eine Woche nach
Erstattung der Anderungsanzeige, im Falle des § 1 Abs. 1 Nr. 1 jedoch nicht vor Ablauf von vier Wochen nach
Erstattung der Anzeige unter den geanderten Umstanden sprengen.

§3
Ausnahmen von der Anzeigepflicht

(1) 8 1 gilt nicht, wenn in Anlagen gesprengt werden soll, die nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
genehmigt sind oder die nach § 67 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes als genehmigt gelten und die
Genehmigung die Sprengungen einschlief3t.

(2) Die zustandige Behorde kann im Einzelfall auf die Erstattung der Anzeige oder die Einhaltung der Frist ver-
zichten, wenn dies aus besonderen Griinden gerechtfertigt erscheint.

§4
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 41 Abs. 1 Nr. 16 des Sprengstoffgesetzes handelt, wer vorsétzlich oder fahrlas-
sig

1. entgegen 8§ 1 Abs. 1 eine Anzeige nicht oder nicht rechtzeitig erstattet oder entgegen 8§ 1 Abs. 2 Angaben
nicht, nicht vollstandig, nicht rechtzeitig oder unrichtig macht oder Unterlagen nicht, nicht vollstandig oder
nicht rechtzeitig vorlegt,

2. entgegen § 2 eine Verdnderung nicht, nicht rechtzeitig, unvollsténdig oder unrichtig anzeigt oder eine
Sprengung vor Ablauf der vorgeschriebenen Fristen durchfihrt.

§5
Anderung der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz

Die Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz vom 23. November 1977 (BGBI. | S. 2141) wird wie folgt geén-
dert:

1. In & 1 Abs. 3 werden nach dem Wort ,Seglerverbandes” die Worte ,oder des Deutschen Motoryachtver-
bandes" eingeflgt.

2. In § 46 wird folgende Nummer 14 eingefugt:
»14. einer Vorschrift des § 48a Satz 2, 3 oder 4 zuwiderhandelt.”
3. Nach § 48 wird folgender § 48a eingefigt:
,848a
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Die in 8 1 Abs. 3 bezeichneten Personen dirfen die dort genannten pyrotechnischen Gegensténde der Un-
terklasse T2 bis zum 31. Dezember 1979 erwerben, aufbewahren, bestimmungsgemal verwenden und
beférdern, ohne dass in das Patent, den Fuhrerschein oder den Ausweis ein Vermerk tber die dort be-
zeichneten Unterweisungen eingetragen ist. Der Erwerber ist beim Uberlassen uber die Gefahren beim
Umgang mit den genannten pyrotechnischen Gegenstanden und den dabei zu beachtenden Vorschriften
zu belehren. Die pyrotechnischen Gegensténde dirfen nur gegen Aushandigung eines schriftlichen Auf-
trages, in dem der Verwendungszweck angegeben ist, abgegeben werden. Den schriftlichen Auftrag hat
der Uberlasser ein Jahr aufzubewahren.*

86
Berlin-Klausel

(aufgehoben)

87
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1978 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung Uber die Anzeige von Sprengungen (5. DV Sprengstoffgesetz) vom 24. Au-
gust 1971 (BGBI. | S. 1407) auB3er Kratft.

Version 03/2013
Vorschriftensammlung der Gewerbeaufsicht Baden-Wiirttemberg 3




	Dritte Verordnung zum Sprengstoffgesetz (3. SprengV)
	§ 1Anzeige
	§ 2Änderungsanzeige
	§ 3Ausnahmen von der Anzeigepflicht
	§ 4Ordnungswidrigkeiten
	§ 5Änderung der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz
	„§ 48a
	§ 6Berlin-Klausel
	§ 7Inkrafttreten

